
 ПЪРВОИНСТАНЦИОНЕН  СЪД  НА  ЕВРОПЕЙСКИТЕ  ОБЩНОСТИ 
TRIBUNAL  DE  PRIMERA  INSTANCIA  DE  LAS  COMUNIDADES  EUROPEAS 
SOUD  PRVNÍHO  STUPNĚ  EVROPSKÝCH  SPOLEČENSTVÍ 
DE  EUROPÆISKE  FÆLLESSKABERS  RET  I  FØRSTE  INSTANS 
GERICHT  ERSTER  INSTANZ  DER  EUROPÄISCHEN  GEMEINSCHAFTEN 
EUROOPA  ÜHENDUSTE  ESIMESE  ASTME  KOHUS 

ΠΡΩΤΟ∆ΙΚΕΊΟ  ΤΩΝ  ΕΥΡΩΠΑΪΚΏΝ  ΚΟΙΝΟΤΉΤΩΝ 
COURT  OF  FIRST  INSTANCE  OF  THE  EUROPEAN  COMMUNITIES 
TRIBUNAL  DE  PREMIÈRE  INSTANCE  DES  COMMUNAUTÉS  EUROPÉENNES 
CÚIRT  CHÉADCHÉIME  NA  GCÓMHPHOBAL  EORPACH 
TRIBUNALE  DI  PRIMO  GRADO  DELLE  COMUNITÀ  EUROPEE 
EIROPAS  KOPIENU  PIRMĀS  INSTANCES  TIESA 

EUROPOS  BENDRIJŲ  PIRMOSIOS  INSTANCIJOS  TEISMAS 

Az EURÓPAI  KÖZÖSSÉGEK  ELSŐFOKÚ  BÍRÓSÁGA 

IL-QORTI  TAL-PRIM'ISTANZA  TAL-KOMUNITAJIET  EWROPEJ 

GERECHT  VAN  EERSTE  AANLEG  VAN  DE  EUROPESE  GEMEENSCHAPPEN 

SĄD  PIERWSZEJ  INSTANCJI  WSPÓLNOT  EUROPEJSKICH 

TRIBUNAL  DE  PRIMEIRA  INSTÂNCIA  DAS  COMUNIDADES  EUROPEIAS 

TRIBUNALUL  DE  PRIMĂ  INSTANŢĂ  AL.  COMUNITĂŢILOR  EUROPENE 

SÚD  PRVÉHO  STUPŇA  EURÓPSKYCH  SPOLOČENSTIEV 

SODIŠČE  PRVE  STOPNJE  EVROPSKIH  SKUPNOSTI 

EUROOPAN  YHTEISÖJEN  ENSIMMÄISEN  OIKEUSASTEEN  TUOMIOISTUIN 

EUROPEISKA  GEMENSKAPERNAS  FÖRSTAINSTANSRÄTT 
 

 
Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 45/09 

20. Mai 2009 

Urteil des Gerichts erster Instanz in der Rechtssache T-89/07 

VIP Car Solutions SARL / Europäisches Parlament  

DAS GERICHT ERKLÄRT DIE ENTSCHEIDUNG DES PARLAMENTS, EINEN 
AUFTRAG FÜR DIE BEFÖRDERUNG SEINER MITGLIEDER NICHT AN DIE VIP 

CAR SOLUTIONS ZU VERGEBEN, FÜR NICHTIG 

Das Parlament hat seine Begründungspflicht verletzt und sich rechtswidrig geweigert, der VIP 
Car Solutions das Preisangebot des erfolgreichen Bieters mitzuteilen 

Die Haushaltsordnung1 der Europäischen Gemeinschaften sieht vor, dass der öffentliche 
Auftraggeber alle Bewerber oder Bieter, deren Bewerbung oder Angebot abgelehnt wurde, über 
die Gründe für die Ablehnung unterrichtet und die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen 
Angebots sowie den Namen des Auftragnehmers allen Bietern mitteilt, die ein 
anforderungsgemäßes Angebot eingereicht und schriftlich um diese Mitteilung ersucht haben. 

Im September 2006 schrieb das Parlament einen Auftrag für die Beförderung seiner Mitglieder 
mit PKW und Minibus einschließlich Fahrer während der Sitzungsperioden in Straßburg aus. 
Laut Ausschreibung sollte der Zuschlag dem wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt werden, 
das nach fünf gewichteten Kriterien bewertet wurde, wobei das Kriterium des Preises bei der 
Gesamtbewertung der Angebote 55 % ausmachte. 

Die VIP Car Solutions SARL, eine Gesellschaft, die Oberklasse-PKW mit Fahrer vermietet, 
reichte ein anforderungsgemäßes Angebot beim Parlament ein. 

Im Januar 2007 erteilte das Parlament einem anderen Bieter den Zuschlag und setzte VIP Car 
Solutions von der Entscheidung in Kenntnis, ihr Angebot nicht zu berücksichtigen, weil es nicht 
das wirtschaftlich günstigste gewesen sei. VIP Car Solutions ersuchte das Parlament daraufhin, 
ihr die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie den von der ausgewählten 
Gesellschaft angebotenen Preis mitzuteilen.  

                                                 
1 Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 248, S. 1). 



In seinem Antwortschreiben beschränkte sich das Parlament auf die Angabe, dass das 
Preisangebot von VIP Car Solutions zwar leicht unter dem der erfolgreichen Gesellschaft 
gelegen habe, deren Angebot aber für alle Zuschlagskriterien insgesamt die höchste Note 
erhalten habe. 

Da VIP Car Solutions davon ausgeht, dass ihr das Parlament nicht gemäß der Haushaltsordnung 
die Informationen zum erfolgreichen Angebot und den von der ausgewählten Gesellschaft 
angebotenen Preis mitgeteilt habe, beantragt es beim Gericht erster Instanz insbesondere, die 
Entscheidung des Parlaments, den Auftrag nicht an sie zu vergeben, für nichtig zu erklären und 
das Parlament zur Zahlung von Schadensersatz in Höhe von 500 000 Euro zu verurteilen.  

In seinem heutigen Urteil erinnert das Gericht zunächst daran, dass das Parlament in Bezug auf 
die Kriterien, die im Hinblick auf die Entscheidung über eine öffentliche Auftragsvergabe zu 
berücksichtigen sind, über ein weites Ermessen verfügt. Es hebt jedoch hervor, dass das 
Parlament die im Gemeinschaftsrecht eingeräumten Garantien in Verwaltungsverfahren beachten 
muss, wie die hinreichende Begründung der Entscheidungen. Denn nur dadurch ist der 
Gemeinschaftsrichter in der Lage, zu überprüfen, ob das Parlament das ihm zur Verfügung 
stehende Ermessen ordnungsgemäß ausgeübt hat. 

Sodann weist das Gericht darauf hin, dass die ergänzende Antwort des Parlaments nicht klar und 
unmissverständlich seine Überlegungen erkennen lässt und daher zum einen die Klägerin nicht 
in die Lage versetzt, Kenntnis von den Gründen für die getroffene Entscheidung zu erlangen, um 
ihre Rechte geltend zu machen, und zum anderen es dem Gemeinschaftsrichter nicht ermöglicht, 
seine Kontrolle auszuüben.  

Diese Information war aber umso mehr erforderlich, als das Preisangebot der Klägerin unter dem 
des erfolgreichen Bieters lag und dem Kriterium des Preises eine Gewichtung von 55 % bei der 
Gesamtbewertung der Angebote zukam. VIP Car Solutions hatte so keine Angaben, anhand 
deren sie hätte verstehen können, warum ihr Angebot nicht berücksichtigt wurde. 

Aufgrund dieser Erwägungen stellt das Gericht fest, dass die Entscheidung des Parlaments 
einen Begründungsmangel aufweist.  

Im Anschluss daran weist das Gericht darauf hin, dass das Parlament verpflichtet war, VIP 
Car Solutions auf ihr schriftliches Ersuchen hin das Preisangebot der erfolgreichen 
Gesellschaft mitzuteilen, da dieses eines der Merkmale und einen der Vorteile des erfolgreichen 
Angebots darstellt. Das Parlament hat aber nur angegeben, dass das Preisangebot des 
erfolgreichen Bieters etwas höher gelegen habe als das der Klägerin.  

Unter diesen Umständen erklärt das Gericht die Entscheidung des Parlaments für nichtig.  

Schließlich erklärt das Gericht den Antrag der Klägerin auf Schadensersatz für unzulässig. Zum 
einen enthält dieser Antrag nicht die elementarsten Angaben zu Natur und Art des behaupteten 
Schadens und zum anderen lässt er keinen Kausalzusammenhang zwischen dem rechtswidrigen 
Verhalten des Parlaments und diesem Schaden erkennen.  

 

HINWEIS: Gegen die Entscheidung des Gerichts kann innerhalb von zwei Monaten nach 
ihrer Zustellung ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften eingelegt werden.  



Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das das Gericht erster 
Instanz nicht bindet.  

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar : DE EN FR 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofs 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=FR&Submit=rechercher&numaff=T-89/07  

 Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, Tel.: (00352) 
4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734  

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=FR&Submit=rechercher&numaff=T-89/07

